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Geſetzhlatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 64 Ausgegeben Danzig, den 24. Auguft 1923 
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Erhöhung der Erwerbsloſenunterſtützung (S. 877). — Verordnung zur Abänderung der Verordnung vom 15. November 
1899, betreffend das Verwaltungszwangsverfahren wegen Beitreibung von Geldbeträgen (Geſetzſamml. S. 545) (S. 877). — 
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349 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
? Geſetz i 
betreffend Anderung des Zigarettenſteuergeſetzes vom 3. Juni 1906 
in der Faſſung vom 3. März 1923. Vom 10. 8. 1923. 
Artikel I. 5 
Der § 2 Abſatz 1 Ziffer 1 und 2 des Zigarettenſteuergeſetzes vom 3. Wirz 10 werden 
durch folgende Beſtimmungen ergänzt bezw. abgeändert. 
Die Steuer beträgt: 


1. für Zigaretten im Kleinverkaufspreiſe: 5 
k) über 150 M bis 200 M das Stück für 1000 Stück 40 000 M 


DOM BON ar eg AO 
m) „ SOM „ 1000 M, „ „ „ 200.000 M 
n) „ 1000 Mü „ 1500 M, „ „ „ „ 300 000 M 
o) „ 1500 M „ 2000 M, „ „ „ „ 400 000 M 
p) „ MOM „ 3000 Mᷣö „ 2 „ 600 000 M 


für je weitere 1000 Mark das Stück für 1000 Stück weitere 200 000 M. 
2. für Zigarettentabak in einer Schnittbreite bis 2 mm einſchl. (Feinſchnittabak) im Klein⸗ 


verkaufspreiſe: 0 
e) über 40 000 bis 50 000 M für das kg 20 000 M für 1 kg 
f) „ 50000 „ 70000 M „ „ „ 28000 M „ 1 kg 
g) „ 70000 „ 100 000 M „ „ „ 40000 M „ 1 kg 
h) „ 100 000 „ 150 000 M „, „ „ 60 000 Mö „ 1 kg 
i) „ 150 000 „ 200 000 M „, „ „ 80 000 M „ 1 kg 


k) u. folgd.) für je weitere 50 000 M das Kilogramm 40 000 M für 1 kg. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 1. 9. 1923). 


Neelie 


876 
g Artikel II. 

Zigaretten und Tabake, ſowie Zigarettenpapier, Hülſen und Blättchen der im 8 2 des Geſetzes 
genannten Art, die ſich am Tage der Verkündung dieſes Geſetzes außerhalb der Erzeugungsſtätte — 8 3 
des Zigarettenſteuergeſetzes — oder einer Zoll- oder Steuerniederlage befinden und nach dem bisherigen 
Geſetz zum höchſten Steuerſatze verſteuert oder dazu angemeldet ſind, können bis zum 15. September 
1923 ohne Nachverſteuerung verkauft werden. Vom 15. September 1923 darf der Verkauf auch vom 
Kleinverkäufer nur nach Verſteuerung gemäß dem Artikel I dieſes Geſetzes vorgenommen werden. Die 
an dieſem Tage verbliebenen Beſtände unterliegen der Nachverſteuerung nach näherer Beſtimmung 
des Landeszollamts. 

Soweit zu dem vorſtehend genannten Zeitpunkt Verträge über Lieferung der im § 2 genannten 
Waren beſtehen, iſt der Lieferer berechtigt, vom Abnehmer einen um den Betrag der Steuererhöhung 
erhöhten Preis zu fordern, falls nichts Näheres vereinbart iſt. 

Der Senat wird ermächtigt, den Termin für die Nachverſteuerung (Abſatz 1) gegebenenfalls 
unter Berückſichtigung der Verhältniſſe hinauszuſchieben. 
Danzig, den 10. Auguſt 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


* 


Dr. Ziehm. Dr. Volkmann. 
350 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
| 25, G e ' e % 
betreffend Anderung der Gewerbe⸗Ordnung. Vom 17. 8. 1923. 
81. 
- Hinter $ 34 der Gewerbe-Ordnung iſt folgender neuer $ 34 a einzufügen: 


„Wer den Handel mit altem Metallgerät, Metallbruch oder dergleichen, mit Edelmetall oder 
daraus hergeſtellten Gegenſtänden, mit Edelſteinen, Halbedelſteinen und Perlen oder das Geſchäft des 
Geldwechſelns betreibt, bedarf dazu der Erlaubnis. 

Der gleichen Erlaubnis bedarf auch der Stellvertretende des Gewerbetreibenden. 

Sie iſt zu verſagen, wenn Tatſachen vorliegen, welche die Unzuläſſigkeit des Nachſuchenden in 
Bezug auf den beabſichtigten Gewerbebetrieb dartun, oder ſoweit das Bedürfnis durch die bereits vor⸗ 
handenen Betriebe der genannten Art als gedeckt anzuſehen iſt. Eine Konzeſſionspflicht beſteht nicht für 
die im Handelsregiſter eingetragenen Bankfirmen, ſoweit fie unter bankfachkundiger Leitung ſtehen und 
Geldwechſlergeſchäfte nur als Nebengewerbe betreiben.“ 

8 2. 

In 8 35 Abſ. 2 iſt zu ſtreichen: „Kleinhandel mit altem Metallgerät, mit Metallbruch oder 
dergleichen“. 

I In 8 38 Abſatz 1 iſt hinter dem Worte Auftionatoren einzufügen: „ſowie der im § 34 a 
genannten Gewerbetreibenden“. 

In Abſatz 4 ift vor den Worten: $ 35 Abſatz 2, 3 einzufügen: „§ 34 a)“. 

In 8 47 iſt hinter der Zahl 34 einzufügen: „34 a)“. 

In 8 53 Abſatz 2 iſt hinter der Zahl 34 einzufügen: „§ 34 a)“. 

8 3. 
Das Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 17. Auguſt 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Jewelovski. 


De = 
betreffend Erhöhung der Erwerbsloſen⸗Unterſtützung. Vom 17. 8. 1923. 


Auf Grund des § 16 des Geſetzes, betreffend Erwerbsloſen⸗Fürſorge vom 28. März 1922 (Geſetzbl. 
5 5 5 wird in Abänderung der Verordnung vom 10. Auguſt 1923 (Geſetzbl. Seite 857) folgendes 
eſtimm 
Die Unterſtützung ift vom 8. Auguſt 1923 ab nach folgenden Höchſtſätzen zu gewähren 
wochentäglich: 
1. für männliche Perſonen 
a) über 21 Jahre, ſofern fie nicht im Haushalt eines anderen leben . . . 225 000 M 
b) über 21 Jahre, ſofern fie in dem Haushalt eines anderen leben .. . 185 000 M 
c) unter 21 Jahren EL a m er Sn Me ee 135 000 M 
2. für weibliche Perſonen 
a) über 21 Jahre, ſofern ſie nicht im Haushalt eines anderen leben .. . 185 000 M 
b) über 21 Jahre, ſofern ſie in dem l eines anderen leben . . 150 000 M 


ain 2 Jahren 1 e e 105 000 M 
3. als Familienzuſchläge für 

C/ ĩ³ a ee ²˙A·w-ww 80 000 M 

b) die Kinder und ſonſtige unterſtützungsberechtigte Angehörige 65 000 M 


Danzig, den 17. Auguſt 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


352 Verordnung 
zur Abänderung der Verordnung vom 15. November 1899, betreffend das Verwaltungs’ 
zwangsverfahren wegen Beitreibung von Geldbeträgen (Geſetzſamml. S. 545). Vom 14. 8. 1923. 


Auf Grund des 8 5 des Ausführungsgeſetzes zur Zivilprozeßordnung wird verordnet was folgt: 
8 Artikel 1. ö 
§ 46 der Verordnung vom 15. November 1899, betreffend das Verwaltungszwangsverfahren 
wegen Beitreibung von Geldbeträgen (Geſetzſamml. S. 545), in der Faſſung der Verordnung vom 
15. September 1922 (Geſetzblatt S. 417), wird wie folgt geändert: 
1. Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

Überſteigen in den Fällen Nr. 6 und 7 das Dienſteinkommen, die Penſion oder 
die ſonſtigen Bezüge die Summe von ſechs Millionen Mark für das Jahr, ſo iſt der 
dritte Teil des Mehrbetrages der Pfändung unterworfen. Wird die im § 850 Abſ. 2 
der Zivilprozeßordnung beſtimmte Wertgrenze auf Grund von Artikel II des Geſetzes 
zur Anderung der Vorſchriften über die Pfändbarkeit von Gehaltsanſprüchen vom 
29. November 22 (Geſetzbl. S. 537) anderweit feſtgeſetzt, ſo gilt die Anderung auch 
für die im Satz 1 beſtimmte Wertgrenze. 

Die Beihilfen und Zulagen, die den im Abſ. 1 Nr. 6 und 7 bezeichneten Perſonen 
mit Rückſicht auf das Vorhandenſein unterhaltsberechtigter Angehöriger gewährt werden, 
ſind weder der Pfändung unterworfen, noch bei der Ermittelung, ob und zu welchem 
Betrage ein Bezug der Pfändung unterliegt, zu berechnen. Das Gleiche gilt für die 
Einkünfte, die zur Beſtreitung eines Dienſtaufwandes beſtimmt ſind. 


8 Bi: 878 ER 1 
2. Abſ. 3 erhält folgenden Satz 2: 
Die zur Beſtreitung eines Dienſtaufwandes beſtimmten Einkünfte find auch in 
dieſen Fällen der Pfändung nicht unterworfen. 


3. Im Satz 1 des letzten Abſatzes wird am Schluſſe ſtatt „in der Faſſung der Geſetze betreffend 


Anderung der Verordnung über Lohnpfändung vom a g Ming 1522 (ef Blut = 80 


geſetzt „in der jeweils geltenden Faſſung.“ 
Artikel 2. 

Dieſe Verordnung itt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Artikel 1 Nr. 3 tritt gleich⸗ 
zeitig mit der Verordnung über Lohnpfändung außer Kraft. 

Eine vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung erfolgte Pfändung verliert inſoweit ihre Wirkung, 
als ſie nach dieſem Zeitpunkte gemäß Artikel 1 unzuläſſig ſein würde. Die Vorſchriften des Artikel 1 
finden auf die unter $ 46 Nr. 6 und 7 der Verordnung betreffend das Verwaltungszwangsverfahren 
wegen Beitreibung von Geldbeträgen vom 15. November 1899 fallenden Bezüge, die für die Zeit ſeit 
dem 1. Juli 1923 gewährt werden, mit der Maßgabe Anwendung, daß Zahlungen, die der Drittſchuldner 
auf Grund der bisherigen Vorſchriften geleiſtet hat, wirkſam bleiben. 

Danzig, den 14. Auguſt 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. 


Schümmer. 


353 Sechſte Verordnung 
über Erhöhung von Zulagen in der Unfallverſicherung. Vom 17. 8. 1923. 


Auf Grund des Geſetzes über Anderung von Geldbeträgen in der Sozialverſicherung vom 
31. Januar 1923 (Geſetzbl. S. 181) wird folgendes verordnet: 
8 1. E 
Im $ 1 unter D der fünften Verordnung über Erhöhung von Zulagen und Geldbeträgen in der 
Unfallverſicherung vom 7. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 843) wird 
die Zahl „7 290 000“ durch die Zahl „21 870 000“, 
die Zahl „3 888 000“ durch die Zahl „11 664 000“, 
die Zahl „10 125 000“ durch die Zahl „30 375 000“, 
die Zahl „18 900 000“ durch die Zahl „56 700 000“, 
die Zahl „11 340 000“ durch die Zahl „34 020 000“, 
die Zahl „25 920 000“ durch die Zahl „77 760 000“ 
erſetzt. 8 2. 
Die Zulagen nach dem § 1 werden für die Zeit nach dem 81. Juli 1923 gewährt. 
Danzig, den 17. Auguſt 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


354 Verordnung 
über Grundlöhne in der Krankenverſicherung. Vom 21. 8. 1923. 
Auf Grund des Geſetzes über Anderung von Geldbeträgen in der Sozialverſicherung vom 
31. Januar 1923 Geſetzbl. S. 181) wird folgendes verordnet: 
8 1. 
Im 8 180 Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung der Verordnung vom 14. Auguſt 1923 
(Geſetzbl. S. 855) werden die Worte „drei Millionen“ durch die Worte „zwanzig Millionen“ erſetzt. 


1 
— 2 u 


5 2. 
Die 85 2 und 3 der Verbrditth vom 9. März 1923 Geſezbl. S. 345) gelten en 
3 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 21. Auguſt 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 


355 Die Poſtgebühren im Verkehr mit dem Ausland (außer Deutſchland und Polen) werden vom 


27. Auguſt 1923 an wie folgt feſtgeſetzt: 


, . SR . 80 000 M, 
R . / · WA 40 000 M, 
...... md. ĩðâz „ 50 000 M, 
2222. y „ e e 000 M, 
Blindenſchriftſendungen für je 5g. 8 000 M, 
/ v rn aeg 16 000 M, 
e e a TE 80 000 M, 
/ / . 16.000 M, 
r T ao 32 000 M. 


Die Gebühr für nicht- oder unzureichend freigemachte Briefſendungen 
beträgt das Doppelte des Fehlbetrags, 


/ ˙ůAAA d 8 50 000 M, 
.. :::: ¾ — l! v ĩͤ v nme 80 000 M, 
die Eilzuſtellgebühr für 8 3 ͤ eeee 160 000 M, 
die Beförderungsgebühr für Wertkäſtchen für je 50 eee ee 32 000 M, 

„ . 160 000 M, 
die beſondere Gebühr für Briefnachnahme, vom Abſender zu erheben 16 000 M, 
die Einziehungsgebühr für jede eingelöſte Briefnachnahme . . . . . 24 000 M, 
die Einziehungsgebühr für jedes eingelöſte Poſtauftragspapier . .. 48 000 M, 
die Vorzeigegebühr für jedes nicht eingelöſte Poſtauftragspapier .. 32 000 M. 


Danzig, den 21. Auguſt 1923. 
Poſt⸗ und Telegraphen verwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. 


356 Die Poſtgebühren im Verkehr nach Deutſchland werden mit Wirkung vom 24. Auguſt wie 


folgt feſtgeſetzt: y 
R . I. Briefſendungen. 
1. Briefe ER — 8 20 000 M 


E) V 25 000 M 
OR DE er 1 30 000 M 
ME ß DE 35.000 M 


2. Poſtkarten 


JJ RE ET TE 8 000 M 

—.. a 4000 M 
P/ EN 8.000 M 

" 50 " 100 N ee ee een ne. ann a ie 12 000 M 

" 100 " 250 N de ee ee Ne 20 000. M 

„ 250 „ 500 ER RE et ee acer 25 000 M 


1 TCT 30 000 M 

= 1kg , 2 kg (nur für einzeln versandte, ungeteilte 
Wrede es 35 000 M 
4. Blindenſchriftſendungen je 1 kg (Meiſtgewicht p Kg) 1 000 M 
8. Geſchäſtspapiere bis 0 3 20 000 M 
r RER b 000 M 
„„ a „ 30 000 M 
Warn 100 m. a Er ee ag se were 12 000 M 
p r SE ag 20 000 M 
EDEN TEE NNTEIT NR 25 000 M 

7. Miſchſendungen (zuſammengepackte Druckſachen, Geſchäftspapiere und 
WMitrenpröben) bis 0 . 8 20 000 M 
er 250 , 5 , RER 25 000 M 
F EIN a ei AR Eee 30 000 M 
8. Pachchen DIS i g 8 40 000 M 

Von den Nebengebühren werden neu feſtgeſetzt: 
i ER ee a te 20 000 M 
die Rückſcheingebühr a) falls bei der Einlieferung verlangt, auf. . 20000 M 
b) falls nachträglich verlangt, auf 40 000 M 
die Eilzuſtellgebühr 8 
3 a) für Briefſendungen f 

im Orts zuſtellbezirk auff... 40 000 M 
e rr 120 000 M 

b) für Pakete a £ 
PJ OR ee 60 000 M 
r nenne, 160 000 M 
Die eienr e 40 000 M 
die Gebühr für Unzuſtellbarkeitsmeldung aus . 40 000 M. 


Die Sendungen ſind vollſtändig freizumachen. Iſt dies nicht geſchehen, ſo wird für nicht oder 
unzureichend freigemachte Poſtkarten und Briefe ſowie für unzureichend freigemachte Druckſachen, 
Geſchäftspapiere, Warenproben und Miſchſendungen das Doppelte des Fehlbetrags, unter Aufrundung 
auf eine durch 1000 teilbare Markſumme, für nicht fréigemachte gebührenpflichtige Dienſtbriefe und 
Dienſtpoſtkarten, wenn ſie als ſolche durch eine von der Poſt- und Telegraphenverwaltung feſtzuſtellende 
Bezeichnung erkennbar gemacht ſind, die einfache Gebühr nacherhoben. 


II. Pakete. 

Pakete in Zone 1 in Zone 2 
BE Bug Den 90 000 M 90 000 M 

Aber „ ß 120 000 M 120 000 M 
FETT 140 000 M 210000 M 
% 160 000 M 240 000 M 
CC 180 000 M 270 000 M 
FTC 200 000 M 300 008 M 
VVV 220 000 M 330 000 M 
D u en 260 000 M 390 000 M 
E ee Ber 280 000 M 420 000 M 
„ 12 „ 18 kg S. 800 000 M 450 000 M 


r 320 00 00 PM 480 000 M 


— FR W c — — ER — e Dr < 3 nt Pt 
e 5 y 2 = 2 u ul A en Zee) 
5 Be h N N IR 85 2 N 9 N N = ha a a en 2 

> + we 1 8 En N 2 * 2 8 3 
G ER 2 2 — * a Den Su 25 . 7 a wir \ 


881 


Pakete 5 in Zone 1 in Zone 2 

über 14 bs is ET 340 000 M 510 000 M 

„5 Eee 360 000 M 540 000 M 

„„ 1 he 380.000 M 570 000 M 
FBC 400 000 M 600 000 M 
J 420 000 M 630 000 M 

10. "EEE 440.000 M 660 000 M 

für Zeitungspakete 3 60 000 M 60 000 M 


(zuſammengepackte Druckſachen, Geſchäftspapiere und Warenproben). 
III. Poſtanweiſungen. 


, EEE TEEN 8000 M 
über 100 000 M bis 1000000 Mark 12 000 M 
„ 1 Million bis 2 Millionen Mark 20 000 M * 
„ 2 Millionen „ 5 x r 25 000 M 
SR # 549 0 ee a e 30 000 M. 
10 k „ 20 5 . 40 000 M 
2 1 „ 30 = P 
„5 80 u „ 50 4 C 60 000 M 


Danzig, den 18. Auguſt 1923. = 
8 and Telegraphen verwaltung der Freien 3 Danzig. 


Zander. 


357 Verordnung > 
zur Abänderung von Geldbeträgen im Gewerbegerichtsgeſetz und im Geſetz, betreffend 
Kaufmannsgerichte. Vom 21. 8. 1923. 
Auf Grund des Artikel III des Geſetzes zur Abänderung des Gewerbegerichtsgeſetzes und 
des Geſetzes, betr. Kaufmannsgerichte vom 9. Mai 1923 (Geſetzbl. S. 560 wird folgendes verordnet: 
. Artikel J. 


> 
Die Geldbeträge im $ 55 Abſ. 1, Satz 2 und § 57 Abſ. 2 des Gewerbegerichtsgeſetzes vom 
30. Jun 1501 Geigsgeserbl-S. 20 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 29. September 1901 


(Reichsgeſetzbl. S. 353), der Verordnungen des Staatsrats vom 4. Sept. 1080 (Danger Staaten 
8 279 der Geſetze vom 2. Juli 1921 (Geſetzbl. S. 81), vom 30. April 1922 (Geſetzbl. S. 109), vom 
23. Auguſt 1922 (Geſetzbl. S. 401), vom 15. September 1922 (Geſetzbl. S. 418), der Bekanntmachung 
vom 23. November 1922 (Geſetzbl. S. 519), des Geſetzes vom 20. Februar 1923 (efepöt ©. 290), 


des Geſetzes vom 9. Mai 1923 (Geſetzbl. S. 560) und der Verordnungen vom 29. Juni 1923 (Geſetzbl. 
S. 741) und vom 23. Juli 1923 (Geſetzbl. S. 792) werden dahin geändert: 


1. Im 8 55 Abſ. 1 Satz 2 ſind die Worte „drei Millionen ſiebenhundertfünfzigtauſend“ 
durch „achtzehn Millionen ſiebenhundertfünfzigtauſend“ zu erſetzen. 

2. Im 8 57 Abſ. 2 find die Worte „drei Millionen ſiebenhundertfünfzigtauſend“ durch 
„achtzehn Millionen ſiebenhundertfünfzigtauſend“ zu erſetzen. 


Artikel II. 
Der Geldbetrag im § 16 Abſatz 1 des Geſetzes, betreffend Kaufmannsgerichte vom 6. Juli 1904 


l . 6. Juli 1920 
en = 0 in der Faſſung der Verordnungen des Staatsrats vom II. September 1920 
(Danziger Sat S = 275 der Geſetze vom 2. Juli 1921 (Geſetzbl. S. 81), vom 30. April 1922 
(Geſetzbl. S. 109), vom 15. September 1922 (Geſetzbl. S. 418), der Bekanntmachung vom 23. November 1922 
(Geſetzbl. S. 519), des Geſetzes vom 20. Februar 1923 (Geſetzbl. S. 290), des Geſetzes vom 9. Mai 1923 
(Geſetzbl. S. 560) und der Verordnungen vom 29. Juni 1923 (Geſetzbl. S. 741) und vom 23. Juli 1923 
(Geſetzbl. S. 792) wird dahin geändert: 
Im 5 16 find die Worte „drei Millionen ſiebenhundertfünfzigtauſend“ durch „achtzehn 
Millionen ſiebenhundertfünfzigtauſend“ zu erſetzen. 
Artikel III. 
Die Anderungen treten eine Woche nach dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 21. Auguſt 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Frank. 
358 Bekanntmachung. 
Die Zeitungsgebühr im Verkehr mit Deutſchland wird mit Wirkung vom 1. Oktober wie 
folgt feſtgeſetzt: 
a) Zeitungsgebühr für das wöchentlich einmalige oder ſeltenere Erſcheinen ſowie für jede weitere 
Ausgabe in der Woche bei einem durchſchnittlichen Nummergewicht 


bis 25 g 80 M 

über 25 „ 50 g 160 M 
„ 50 „ 100 240 M 
„ 100 „ 250 g ; monatlich 400 M 

„ 250 „ 500g 500 M 

„ 500 „ 1 8 720 M 

1 kg, 2 kg 1440 M 


für das monatlich einmalige oder ſeltenere Erſcheinen 
die Hälfte davon. 
b) Mindeſtgebühr, monatliihkukkkk kk k: 80 M 4 
o) Gebühr für Sammelüberweiſungen (Höchſtgewicht einer 
Nummer 25 g im Jahresdurchſchnitt) vierteljährlich . 160 M. 
Danzig, den 22. Auguſt 1923. 
Poſt⸗ und Telegraphen verwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. 


359 Druckfehlerberichtigung. 
In der Verordnung zur Anderung der Verordnung betreffend das Verwaltungszwangsverfahren 
wegen Beitreibung von Geldbeträgen vom 6. 7. 1923 muß es auf Seite 778 des Geſetzblattes für 1923 
im $ 56 unter (2) 2 ſtatt: „gefordert“ heißen: „gepfändet“. 
Danzig, den 14. Auguſt 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Schümmer. 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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